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1. Oe~ ~~5atzounkt 

r;egen(j~",r :",m insbesondere von Sozi3listen prncbenen Vor.vurf. der Kaoi-

tal ismus sei ein ungeplantes. ja planloses und damit letztlich irrationa­

les Wirtschaftssystem, weisen die Vertreter der traditionellen Okonomie 

darauf hin, daß dies eine irrefUhrende Beschrei~ung der Wirklichkeit sei: 

Die von ihnen so apostrophierte "freie ~1arktwirtscnaft" ~asiere auf dem 

geolanten Handeln vieler ~'irtschaftseinheiten. typischerweise der Haus­

halte und der Unternehmen, wobei eine Interaktion dieser Einzelpläne und 

ihre Abstimmung über den Markt erfolge. Ausgeblendet wird bei dieser Sicht 

der Dinge allerdings. daß innernaiD der einzelnen Unternenmen diese Plä­

ne keineswegs aus dem marktmäßig koordinierten Zusammenspiel der Einzel-

913ne aller ~nternehmens~itglieder entstehen, sendern daß im wesentli­

Chen eine durch eine außermarktmcißige, über Plan, Befehl und die Trennung 

zwischen dispositiven und exekutiven Tätigkeiten vermittelte "Zentralpla­

nung" der Unternehmenslei tung im Produktionsprozeß hierarchisch durchge­

setzt wird. Etwas überspitzt gesagt, kann man den traditionellen Gegnern 

zentraler Planungsverfahren auf volkswirtschaftlicher Ebene vorhalten, 

d.::.3 ihr Model1 der "freien Marktwirtschaft" letztendlich eine "Zentra1p1a­

nu-ng" im Unternehmensberei eh voraussetzt. 
Diesem Paradoxon bei konservativen Theoretikern entspricht ein analoger 

Widerspruch bei einer Vielzahl traditioneller Sozialisten, insbesondere 

solcher der marxistischen Denkrichtung. Ausgehend von der richtigen Be­

obachtung, daß der betriebliche Produktionsprozeß durch Subordination 

und Herrschaft mit entsprechenden Auswirkungen auf die Gesamtwirtschaft 

bestimmt ist, suchen sie häufig die Aufhebung dieser Subordinationsver­

hältnisse, indem sie diese durch "bewußte" Planung - meist ohne es zu 

bemerken - auf die Gesellschaft insgesamt ausdehnen wollen. Natürlich 

wira sesagt, da3 diese bewußte sozialistische ?lanung demokratisch ge­

staltet sein 5011; aber den meisten Entw~rfen sozialistischer Planungsver­

fahren ist nicht zu entnehmen. wie eine wirksame Beteiligung und Planung 

der Arbeiter auf den verschieaenen Ebenen der Volkswirtschaft erfolgen 

soll. Vielmenr ersc:heint~s_haufig so, ~ß die "Arbeiterklasse" zu einem 

theoretiscnen, idealen Subjekt verkommt, das nur noch fiktiv herrscht, 

während eine Klasse oder Schicht von Fachleuten, Managern und Technokraten, 



sozusagen ~tellvertr<etend f~r das 'folk, die Entsche1dung'i']ewalt im tagl-

ehen Pr~~~~t~cnscrazo'! Juf jen verschic~~nen ~benen der Vol~.;wir:sC~3f~ 

a.usübt ..... Verstent ;-;~n also unter ~~ir:sch3ftsderr()kr)tiG (jcer dei:""·o/"r\~':l-

sehern Soziallsmus ~esentljcn die Beteiligung der Arbeiter an den Ent­

scneidungen Uber die ökonomischen und sozialen Bedingungen der Produktion 

im Unterneh'TIen, so nei:3t mikroökonomische demokratische Wirtschaftspla­

nung zun~chst einmal die Bereitstellung organisatoriscner und fachlicher 

Bedingungen fUr eine wirksame ~nd effiziente Planun1 aller ~it~lieder im 

Unternehmen. Ocdurch entsteht im theoretischen Idealfall elne Vielzahl 

demokratischer Wirtschaftsplane in den einzelnen Unter:1ehmen, die einer­

sei ts zurierrleid~n'l von uberscnneidungen und (onl 11Yten der 6egrenzt;ng 

auf die betrieblicnen AktlOnsparameter bedurfen und die andererseits mit­

einander y,cordiniert,/erden rcUssen, Grundsatzl ich ~i 1 t dabei, dd;: die 

Entscheidungsrecnte der Arbeiter ihre Grenzen dort finden, wo die Inter­

essen anderer Wirtschaftseinheiten, insbesondere anderer Produzenten 

und der Konsumenten, betroffen sind und natürlich auch dort, wo der gleich­

falls demokratisch konzipierte Staat als Vertreter gesamtgesellschaftli­

cher Interessen den Entscheidungsraum der einzelnen Unternehmen be­

schränkt. 
Wie hätte nun die Koordination der verschiedenen mikroökonomischen Ein-

zelpläne zu erfolgen? Theoretisch läßt sich diese Frage leicht bea~twor­

ten, wenn man die üblichen Bedingungen vollkommener Konkurrenz auf allen 

Märkten einfach postuliert, wei I man dann zeigen kann,_ daß bei den übli­

chen, s·tilis'erten Annahmen über Technologie und Präferenzen und bei voll­

kommener_ Slcnerheit eine Marktwirtschaft mit Arbeiterselbstverwaltung 

ein Konkurr~nzgleichgewicht realisiert, das zugleich ein Pareto-Optimum 

ist, 2 In dlesem 1n der Wirklichkeit freilich nicht einzulösenden Ideal­

fall hätte man dann verteilungspolitische Zielsetzunqen einfach so zu 

verfolgen, c03 man dle Anfangsausstattung oder die Einv.ommensverteilung 

der Haushalte durch staatliche Maßnahmen verändert; dies allerdings be­

dingt einen weiteren Grad von Idealisierung, nämlich die Annahme, daß 

die entsprecnenden Umverteilungsma3nahmen allokation:.neutral sind in dem 
3 Sinne, da3 Sle nicht dle Erreichung eines Pareto-Optimums stören. 
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In dieser idealen Welt wären al,e Probleme demokratischer '..Iirtschafts­

planung ~erelts gelöst: Jedes Unterneh~~n~~ollektiv trifft seIne Entschei­

~ungQn ae~okratiscn. und ~ber die ~cordlnd:ion dieser ~irtsc~aftspl~ne 

auf idealIsIerten ;·:ärkten und unter ideali:'ler:en i3edingungen für Tecn­

nologie und Präferenzen wird ein gesamtwirtschaftliches Gleichgewicht 

erreicht, das die - zumindest fUr den Facho~onomen - erfreuliche Eigen­

schaft der Pareto-Optimalität beSitzt und alle weIteren gesamtgesell­

schaftlichen Planungen schon deswegen überflüssig machen würde, weil es 

weder (unfreiwillige) Arbeitslosigkeit noch regionale oder strukturelle 

Ungleichgewichte geben könnte. Der Inflation wäre bereits die begriff-

1 iche Basis entzogen, da ~angels Geld ~eir.~ CL:l:~r.t.,;,ertu~g st.attfinden 

könnte; ließe man dennoch Geld als spezielles Gut zu, so würden voll­

kommene Voraussicht und Freiheit '/on Geldillusion das InflatIonsproblem 

gleichfalls beseitigen. 
Nach dem vorher Gesagten ist es fast überflüssig darauf hinzuweisen, daß 

die Wirklichkeit aus einer Vielzahl von Gründen weit weniger ideal ist 

als unsere Modelle des allgemeinen Gleichgewichts. Damit stellt sich das 

Problem, welche Konsequenzen sich aus dieser Unvollkommenheit der Welt 

für eine demokratische Wirtschaftsplanung ergeben, die einerseits gesamt­

wirtschaftlichen Zielen wie der Vollbeschäftigung, dem stetigen Wachstum, 

der Geldwertstabilität oder regionaler und sektoraler Gleichgewichte ent­

spricht und auf der anderen Seite die Partizipatiansmöglichkeiten der 

Arbeiter nicht unnötig einschränkt. Nahel iegend, aber meiner Meinung 

nach falsch wäre es, das ideale Kind der vollkommenen wirtschaftsdemo­

kratischen Konkurrenz mit dem Bade der zahlreichen realen Unvollkommen­

heiten auszuschütten. Es stellen sich vielmehr zwei wesentliche prakti­

sche Fragen: 

1. Welche Charakteristika des Konkurrenzmodells können Hinweise auf 

eine praktische Gestaltung demokratischer ~iirtschaftsplanung ge­

ten, und 

2. welche praktischen Schritte erscheinen unter den historischen und 

institutionellen Bedingungen der westdeutschen Wirtschaft sinnvoll 

und mbglich, um diesem Ziel naher zu komen? 

Der Erörterung dieses Problemkreises dient der folgende Abschnitt. 



2. Einige realistischere Gesicht"~unvtp 

E~n wichti~er ~cr~eil ~er Kacrdinatlon ~on ~i~zelDl~nen ~ber ~~rkte, ~~r 

Dis zu einem ;e~15sen Graoe ~uch unter ~enlger idealen Bedingungen weni~­

stens teilweise erhalten bleibt, ist dle enQe Verbindung, die sie iwischen 

den Entscheid~Jnc;en der Unternehmen 'Jr,rj 1hrer gesellschaftlichen Bewertung 

herstellen. ,ienn sich etwa die Arbe1t!::,. 1Jfur aussprecnen, ihre Freizeit 

auszudehnen oder ihre Arbeitsbe~ingunS0n Zu verbessern, dann mUssen sie 

im Idealfall die sozialen Kosten dieser 8e~serstellung selbst tragen, in 

weniger idealen, aber dafur realistisch~ren Fällen in dnr Regel mi~destens 

einEn Teil 01eser Ko:ten. Ohne da3 es ~nmlttelbaren politiSChen DrUCkS 

oder direkten Staatseingriffs bedarf, wird durch die Bewertung solcher 

Entscheidun;en ~uf dem Markt eine Kostenanlastung bewirkt: Hat nämlich 

die Unternehmung in der Ausgangssituation ihre Ressourcen voll genutzt, 

so wird sie eine Produktionseinschrankung - und damit im allgemeinen eine 

Einkommenseinbuße - hinnehmen müssen, die sich aus der Verkürzung der 

Arbeitszeit oder der Verbesserung der Arbeitsbedingungen ergeben wird. 

Nur im Falle absoluter Marktmacht, bei Fehlen jeglicher Konkurrenz und 

völlig unelastischer Nachfrage, wird es ihr gelingen, die Kosten dieser 

Besserstellung voll auf die Nachfrager abzuwälzen. In den anderen F~llen, 

in denen es nicht zu einer Kostenanlastung korrrnt, etwa wenn die Arbeiter 

infolge verkürzter Arbeitszeit oder verbe55erter techniScher Ausstattung 

mehr Freude an der Arbeit zeigen und dementsprechend ihre Produktivität 

steigern, dann ist auch dieses Fehlen einer "Zahlung an die Gesellschaft" 

vollkommen gerechtfertigt, da ja in solchen Fällen die Arbeiter ihre Le­

bensbedingungen verbessert haben, ohne dafür letztendlich von der Gesell­

schaft Ressourcen in Anspruch zu nehmen. Diese - je nach den Marktbedin­

gungen mehr oder weni ger enge - Verknupfunq mikroökonomischer Entschei­

dun gen mit ihrer gesellschaftl lchen e~w~rlung, die Uberdies der einzel­

nen Unternehmung einen wirklichen Ent~chei1ungsspielraum läßt, macht den 

i~arktmechanisrnus zu einer besonders attr,]Uiven Form gesellschaftlicher 

Koordinatlon, die mit effektiver Arb~l"'rC,('lbstverwaltung im Betrieb ver­

einbar ist. Da jedoch aus eIner Vielz}>] von GrUnden, die wir im folgen­

den kurz diskutieren werden, keinesweg$ 31le Entscheidungen marktmäßig 

koordiniert werden können, müssen zusätzliche Formen gesellSchaftlicher 

Voordination - insbesondere PartiliC~~l~n Im politischen Prozeß und de-
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mokratische ~JirtschaftsDlanllng - den Marktmechanismus dann eroanzen 

(nicht ersetzen), wenn :.md soweit dies wegen "r~arktve!"sagens" erfor-
derl i cn 

:iacn unseren obigen Cberlegungen 1 iegt ~larktversagen imer dort vor, 

wo aus irgendwelchen Gründen die Verbindung zwischen mikroökonomischer 

Entscheidung und gesellschaftlicher Bewertung gestört ist, etwa in der 

Fo~, da::' die Arbeite'" ~icht die vollen sozialen Kosten ihrer demokra­

tischen Entscheidung selbst zu tragen haben. Diese Verbindung ist im­

",er dan~ :;estJrt, 'denn auch i;:J allgemeinen nicht vollstii:1dig ul'lterbro­

ehen, wenn einer der folgenden Fälle vorliegt: 4 

1. Abweichungen von den :'~arktbedingungen vollko:-rnener Kcn~urrenz, die 

sich generell darin zeigen, daß die Unternehmung den Preis nicht als 

reinen Erwartungsparameter betrachtet mit der Konsequenz, daß das 

einzelne Unternehmen bjs zu einem gewissen Grade den Zusamr.1enhang 

zwischen Preisen und Kosten selbst beeinflussen kann. Je nachdem, 

auf welcher Ursache diese Abweichung von der vollkommenen Konkur­

renz beruht, wird die zu ergreifende staatliche Maßnahme unter­

schiedlich sein; wichtig ist aber, daß auch im Falle monopolisti­

scher Konkurrenz der Zusammenhang zwischen individuellen Entschei­

dungen und gesellschaftlicher Bewertung im allgemeinen nicht voll­

kommen aufgehoben ist. 

2. Das Vorliegen externer Effekte bewirkt gleichfalls eine Störung des 

Zusammenhangs zwischen einzelwirtschaftlichen Entscheidungen und ge­

samtwirtschaftlichen Bewertungen, und zwar in der Form, daß die be­

triebliche Ertragsrechnung dadurch verralscht wird, daß das Unternehmen 

bestimte Ressourcen, ohne sie auf dem Markt zu kaufen, von anderen 

oder von der Gesellschaft beansprucht oder auch, daß das Unternehmen 

Erträge rur andere oder die Gesellschaft insgesamt bewirkt, für die 

es nicht kompensiert wird. Besonders wichtig ist hier das Phänomen 

der l,![!1,>Ieltbelastung durch mikroökonomische Produktion: Hier sind kor­

rigierende Maßnahmen höherer Entscheidungseinheiten, insbesondere des 

Staates, erforderlich, die jedoch nicht notwendig in der Form direkter 

6efehlsolanung erfolgen müssen. Je nach Art und Umfang des externen 

Effektes wird man aus einem breiten Instrumentarium korrigierender 

Eingriffe von der Gewährleistung rechtlicher Bedingungen für bilate-



rale Verhandlungen Uber Steuern und Subventionen, Vorschriften und 

Mindeststandards bis hin zu unmittelbaren Verboten greifen mUssen. 

Für elne ·~(:r:1G' ntische "irtschilft.s~ldntJn'1 w1(.htig ist hier;)el di" 

Tatsache, dilL:. direkte Eingriffe, wiewonl rnanchi11dl praktiscn unab­

dingbar, vom theoretischen Standpunkt aus gegenUber einer indirekten 

Korrektur uber den ~'arktmechanismus weniger effizient sind. Die Be­

teiligung der ~rDeiter an den Ertr~gen und Ent~cheidungen des Unter­

nehmens wIrd ~berdies den Umfang externer Eff~kte dadurch reduzieren, 

da::; durch den Fartizipationsmecnanisr:us :,elb~t eine stärkere Identitat 

zwischen Verursacher und Betroffenen ent~tcht al~ bei der trajitionel-

len hier3rcnl~cnen Entscheidungsstru~~ur mi t wen19cn Managern an der 

UnternehmenssDltze, die sich den sozialen rulgen inrer Entscheidun­

gen (z. B. der 'Jr1Weltbelastung) leicht durch WJhl geeigneter \-ichn­

orte entziehen können. 

3. Ein weiterer wichtiger Bereich staatlicher Aktivität und Planung ergibt 

sich bei der Produktion öffentlicher Güter und der Bereitstellung 

einer modernen, aufwendigen Infrastruktur. Hierzu kann man auch wei-

te Bereiche des Bildungswesens rechnen, in dem elne marktmäßige Pro­

duktion häufig möglich, jedoch aus Ubergeordneten Gesichtspunkten -

etwa der Chancengleichheit im Bildungswesen - nicht wUnschensw"rt 

ist. Generell gilt, daß der MarktmechaniJmus dazu tendiert, Waren, 

die auch Eigenschaften öffentlicher Güter aufweisen, in zu geringem 

Maße zu produzieren. Ein weiteres Argument fUr staatliche Kontrolle, 

wenn nicht unmittelbare staatliche Aktivitat, ergibt sich hier auch 

daraus, daß viele öffentliche Versorgungsbetriebe im Bereich abnehmen­

der Grenzkosten produzieren, also eine Art von natUrlichem Monopol be­

sitzen. Hier wUrde eine unkontrollierte privatwirtschaftliche Produk­

tion leicht zu einem 11ißbrauch dieser Monopolstellung führen, der auch 

nicht mit :'rcdltionellen '",ettb(:wE:rbsPCiliti~lhen MaCnahmen (wie z. 3. 

Fusionskontrolle, Aufspaltung von Unternehmen) beizukommen wäre, da 

ja die Monopolsituation auf technologi~chen Vorteilen beruht. 

4. Damit zusamrenhängend ergibt slCh ein ',"ilhli9"~ lIufgabenfeld fUr elne 

demo~ratische staatliche Rahmenpldnung au~ dor Tatsache, daß viele Be­

dürfnisse sich gar nicht oder jedenfalls nicht hinreichend auf dem 

Markt artikulieren können. Dies gilt be~onder~ fUr die Interessen 
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k~nftiger Generationen, die mit den Konseouenzen eines heute unter 

kurzfristigen Rentöbilitätsgesichtspunkten betriebenen Abbaus oder 

gdr KJUDbdClS ndt.IJri iener Ressourcen Clnd nleht regenener8Jrer =.on­

stoffe kunfrontiert ~erden, ohne daß sie ihre "Präferenzen" auf den 

heutigen Märkten zur Geltung bringen könnten. Allerdings wird auch 

das politische Handeln stark von den kurzfristigen Interessen der 

heute le~enden B~rger. ~erbände, Politiker "nd inititutionen be­

stimmt, so daß h1er ähnlich dem 'Marktversagen' auch ein 'Pol itik­

versagen' bel der 5erucksichtigung dieser Interessen vorliegen kann. 

Auch hier gilt wieder, daß demokratische Beziehungen im Unterneh­

mensbereich, der "P~~d:Jk:jGnS5phäre", ZU~Jf'Der. ::1it einer demokra-

tischen Verfassung des staatlichen Bereichs, fur eine adäquate Lö­

sung dieses intergenerativen Konflikts von ~ntscheidender Bedeutung 

sind. 

Die Liste der Fälle, in denen staatliches Eingreifen in den Marktprozeß 

geboten scheint, ist damit keineswegs erschöpft. Als generelle Empfehlung 

fur erforderliche staatliche Interventionen ergibt sich aus unseren über­

legungen, daß diese darauf zielen sollten, den gestörten Zusarrrnenhang zwi­

schen Entscheidung und Bewertung zu verstärken, ihn jedoch nicht etwa durch 

unuberlegte Eingriffe wenig kontrollierbarer Bürokraten gänzlich zu zer­

stören. Auch hier schafft eine direkte Partizipation der unmittelbar Be­

troffenen auf allen Ebenen die besten Bedingungen dafür, daß Planungsver­

fahren und Interventionen im öffentlichen Bereich wirklich demokratisch 

kontrolliert werden können, da der Staat in einer Gesellschaft, die we­

sentlich durch partizipative Beziehungen im Unternehmens- und anderen Be­

reichen gekennzeichnet ist, sich stärkerer partizipativer Kontrolle durch 

die Bürger gegenübersieht als in hierarchisierten Gesellschaften kapita­

listischen oder sta~tssozialistischen Typs, in denen die senwer kontrol­

l~erbare Entscheidun9smacht großer Unternehmen und staatlicher Bürokratien 

-ich wechselseitig erganzt und verstärkt. 
Offentlicne Betriebe, die nicht vorrangig von elnem engen betriebswirt-

schaftlichen ErtragskalkUI bestimmt sind, sondern darJber ninaus der Ver­

folgung gesamtwirtschaftlicher Zielsetzungen dlenen solien, 5 bieten über­

dies einen guten praktischen AnsatzDunkt für die Einführung partizipatori-
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scher EntscheidunryS3trukturen innerhalb des Unternehmens, da es hier 

keinen unmittelbaren ~iderscruch zwisc~en den Gewinninteressen prlV3-

darauf zu achten, da0 die Partizipation der Bescnaftigten 'n öffentli­

chen Betrieben sich nicht zu Lasten der Allgemeinheit vollzieht. Die­

ses bedingt wiederum einersei ts eine rrogl ichst wi rksame Substi :itions­

konkurrenz durch orivatwirtschilftliche Produktionsformen (et'rla im Be­

reich des Verkehrs- und Trans~ortwesensl, und zum anderen eine wirksame 

Partizipation und Kontrolle durch den politischen ProzeB. Ein zweiter 

praktischer Ansatzpunkt ist die Ausweitung der betrieblichen und Unter­

nenmensm1tbestl:1~mun'J ',;)"r ~en tisner erreichten Stand hinaus. Dazu wur­

de als erster Schritt neben einer vollen Parität in den Entscheidungs­

gremien die Auswei tUfig der i·ii t::,estimmung am Arbeitsplatz und der bis­

her besonders schwachen Mitwirkung an wirtschaftlichen Entscheidungen 

gehören; die Tarifoolitik der GewerkSchaften hat hierbei durch Einbe­

ziehung der unmittelbaren Arbeitsbedingungen in die Verhandlungen und 

Verträge eine wichtige ergänzende Funktion auszuüben. Es sollte dabei 

allerdings nicht übersehen werden, daß eine derartige Ausweitung der 

Mitbestimmung auf allen Ebenen letztlich zu veränderten eigentumsrecht­

lichen Regelungen, etwa im Gesellschafts- und Haftungsrecht, ruhren 

muß. Ein weiterer Ansatzp~nkt rur eine Politik demokratischer Wirtschafts­

planung auf mikroökonomischer Ebene wäre in der weiteren Entwicklung 

partizipatorischer Unte'rnehmungen zu sehen, die in der Bundesrepublik, 

mit unterschiedlichen Beteiligungsrechten der Arbeitnehmer ausgestat-

tet, zum größten Teil in der Arbeitsgemeinschaft zur Förderung der Part­

nerschaft in der Wirtschaft e.V. zusammengeschlossen sind. 6 Besonders 

wichtig wäre hier insbesondere die stärkere Verbreitung von Erfahrun-

gen, welche die partizipatorischen Unternehmungen innerhalb einer kapi-
7 talistischen Umwelt gerr,acnt haben. Schließlich ist die Humanisie-

rung der Arbeitswelt durch technologische und organisatorische Verän­

derungen ein wicht1ger Schritt zum, wenn zunächst auch nur graduellen, 

Abbau von entfremdeter und entfremdender Arbeit auf der Ebene des ße-
Q 

triebes. U Damit ~Ierdenauch gesamtge,e:llschilftlich wirksame r'löglich-

keiten der demokratischen Mitbestimmung geschaffen. 
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3. Zur Kritik bestehender Ilnsätze demokratischer Wirtschaftsplanung 

Unsere bisherigen überle~ungen naben ergeben, daß es eine Vielzahl von 

Fällen gibt, die das Eingreifen höherer tntscneidungsebenen erforder­

lich machen; dazu gehören auch die mit dem Marktprozeß verbundenen 

Schwankungen in der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage, den Investitionen 

und der hachstumsrate. ? '10m Standpunkt demokratischer ',.Jirtschaftspla­

nung aus ist dabei wichtig, daß die erforderlicnen, wenn auch nur be­

grenzt wirksamen Maßnanmen der Geld- und Fiskalpolitik wirksamer demo­

kratischer Kontrolle nicht nur bei ihrer Konzipierung, sondern insbe­

sondere ~ei ihrer Dur(.hf~hrung bedJrfen, u:n nic~t l;ngerechtfertigte 50n­

dervorteile einzelner Gruppen (z. B. großer Unternehmen) damit zu schaf­

fen. ',.Jie etwa die amerikanischen Erfahrungen mit dem "rüstungsindustriel­

len Komplex" zeigen, gibt es eine starke Tendenz zur Zusammenarbeit zwi­

schen der staatlichen Bürokratie und wenigen großen Unternehmen - eine 

Beobachtung, die man in bestimmten Bereichen (etwa dem Wohnungsbau) 

auch in der Bundesrepublik Deutschland machen kann. Dies ist Grund da­

für, skeptisch gegenüber der Vorstellung zu sein, man könne durch eine 

staatliche gesamtgesellschaftliche Planung als Gegenmacht gegen die 

Entscheidungen der großen Unternehmen die gesamtwirtschaftliche Stabi­

lität verbessern. Sicherlich ist es zutreffend, daß Unternehmensplanun­

gen großer Konzerne - auch wenn sie unter Beteiligung der Arbeitnehmer 

erfolgen - zur Krisenverschärfung führen können, doch ist damit noch 

lange nicht gesagt, daß eine staatliche Planung derartige Instabilitä­

ten korrigieren kann und wird. Es besteht vielmehr die Gefahr, daß sich 

durch die Planung von Unternehmens- und Staatsbürokratien die Instabili­

täten wechselseitig kumulieren, und dies zwar auch dann, wenn es nicht 

zu einem unmittelbaren Zusammenspiel zwischen staatlichen Bürokratien 

und großen Unternehmungen kommt. Häufig können auch rr.angelhafte Informa­

tionen und fehlerhafte Abschätzungen der Wirkungsgrößen und Wirkungs­

zeiten zu kumulativen destabilisierenden Prozessen führen. Daher soll-

te staatliche Planung als "Gegenmacht" zur Planung der großen Unterneh­

men, wo immer möglich. 1n der Form staatlicher Rahmensetzungen und in­

direkter Eingriffe erfolgen. Darüber hinaus sollten, wie bereits bemerkt, 

wettbewerbs- und ordnungspolitische Interventionen ergriffen werden, 

mit dem Ziel, solche Großunternehmen aufzuteilen, deren Größe nicht auf 

430 



technologischen Vorteilen (etwa der Produktion im Bereich abnehmender 

Skalenerträge) beruht, sonder" wesentlich auf dem Gebrauch 01~r Miß­

brauch '.'Iirt.schaf1:licner oder ;;olit.ischer M'lchtstellung. 
Für besonaers lrreführend halte ich in diesem Zusai1T11ennang dIe Vorstel­

lung, über ein System demokratischer Investitionslenkung stabilitatsDo­

litische, st.rukturpolitische und gesellschaftspolitische Zielsetzungen 

zu verfolgen. 10 Gesen die lorstellung einer besseren Stabilit~ts-
und Strukturpolitik soricht n~ben einschlägigen Erfahrungen ~m Sereich 

der Bau- und Landwlrtschaft auch das theoretische Argument, daß unter­

nehmerische Fehlplanungen im allgemeinen geringere Glob'lwirkunc;en ha-

ben als Fehlpr~gnosen ~na Fehientstneidungen staat] icner Inv~stlti0ns-

stellen, denen häufig neben den erforderlichen Informationen auch die 

entsprechenden Dosiciven 'md negativen Anreize für rroglich exa,te Planun­

gen fehlen. Selbst wenn,zweifelhaft genug, die staatlichen Prognosen und 

die darauf resultierenden Investitionsbeeinflussungen präziser sind als 

die dezentralen InvestitionsentSCheidungen der Einzelunternehmen, bleibt 

immer noch das Problem, daß eine zentrale Investitionsfehlplanung, wenn 

sie doch einmal vorkorrrnt, ungleich stärkere und stärker destabilisieren­

de Wirkungen haben wird als die Mißkalkulationen einzelner Unternehmen. 

Noch unwahrscheinlicher erscheint mir die erfolgreiche Durchsetz~n9 des 

gesellschaftspolitischen Ziels, das auf eine Veränderung der kapitali­

stischen Wirtschaftsordnung hin zu einem System des demokratischen So­

Zialismus ausgerichtet ist. Entgegen den Absichten ihrer Befürworter 

sind Investitionskontrollen, besonders solche direkter Art, im allge­

meinen kein geeignetes Mittel, die Ziele eines demokratischen Sozialis­

mus zu erreichen. Es besteht vielmehr die Gefahr, daß eine, auch demo­

kratisch konzipierte, Investitionslenkung entweder zu einem traditionel­

len Investitionskartell degeneriert, das aus der Beteiligung von Staat 

und Gewerkschaften nur zusätzliche Legitimation bezieht und damit scnwe­

rer abzuschaffen ware, in ein Kartell also, das zu Lasten der Konsumen­

ten und damit insbesondere zu Lasten der Arbeiter geht. Auf der anderen 

Seite können sich immanente Tendenzen zu einer 3ürokratisierung und 
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Zentral isierung einer lJrspr0n')1 ich demokratisch konzipierten Investitions­

lenkung ergeben, die ihrerseit~ in sich die Gefahr bersen, daß die Arbei­

ter von den Entscneidur1nen ausgescnlossen und mit o:iner "neuen Klasse" 

unternenmensexterner ßurckraten konfrontiert werden. ~;eben den aus der 

Politikwissenschaft und der Soziologie bekannten Tendenzen zu einer Ver­

selbstandigung von Organisationen entgegen ihrem ursprünglichen Zweck 

spricht für diese Vermu~ung auch der Umstand, daß Fenlplanungen in ein-

ze 1 nen Se rel ehen zu Gegen,r:1a;::nanmen in anderen Be rei cnen füh ren und da-

mit die Erweiterung eines bestehenden Planungsapparats erforderl ich 

machen. 

4 Abschließende Bemervun~en 

Die Beteiligung der Arbeiter an den Entscheidungen und Erträgen des 

Unternehmens in einem marktwirtschaftlichen System bietet und erfordert 

auch Möglichkeiten der außermarktmäßigen Koordination und des planenden 

staatlichen Eingriffs. Der Grundgedanke marktwirtschaftlicher Arbeiter­

selbstverwaltung besteht jedoch darin, soziale und wirtschaftliche Un­

gleichheiten, die insbesondere in den westlichen Industrieländern im­

mer wieder korrigierende Eingriffe des Staates notwendig machen, mög­

lichst an ihrer Wurzel - im Produktionsprozeß - anzugehen und damit die 

Notwendigkeit zu staatlichen Interventionen und gesamtgesellschaftlicher 

Planung zu verringern, anstatt sie - über bürokratische Verselbständi­

gungsprozesse - zu vergrb3ern. Soweit dies nicht gelingt, muß natürlich 

über einen funktionsfähigen politischen Prozeß und die unmittelbare Be­

teiligung der Betroffenen auf den verschiedenen Ebenen darauf hingewirkt 

werden, daß sich nicht staatliche Instanzen und Planungsprozeduren ge­

genGber der Bevolkerung verselbständigen. Karl Marx h3t zu Recht auf 

die Gefahren des "WarenfetischisTllJs" 11 hingewiesen; die Erfahrungen 

in den staatssozialistischen Ländern legen es nahe, die Gefahr des Pla­

nungs- oder Amtsfetischis~s 12 demgegenüber nicht unterzubewerten. 
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Nutzinger, Hans G. 

r'ikro~konomiscne Ansatzpunkte demokratischer ~irtschaftsplanung 

(Thesen) 

(Die folgenden Thesen stellen sowohl einen Entwurf als auch eine Kurz­

fassung des hier ebenfalls abgedruckten Referates des Autors dar. H. 

Strohauer bezieht sich mit seinem anschließenden Beitrag auf die The­

sen. Red.) 

These 1: 

Versteht man unter wirtschaftlicher Demokratie wesentlich die Partizi­

pation der Arbeiter an den Entscheidungen über die ökonomischen und 

sozialen Bedingungen der Produktion im Unternehmen, so heißt mikroöko­

nomische demokratische Wirtschaftsplanung zunächst die Bereitstellung 

organisatorischer und fachlicher Bedingungen für eine effektive ge­

meinsame Planung im Betrieb. 

These 2: 

Die Entscheidungsrechte der Arbeiter finden ihre Grenzen einerseits in 

den Interessen anderer Produzenten, der Konsumenten und des Staates als 

Vertreter gesamtgesellschaftlicher Interessen. 

These 3: 

Unter idealisierten, in der Wirklichkeit nie einzuiösenden Bedingungen 

würde bei vollkommener Konkurrenz auf allen Märkten eine hinreichende 

Koordination der Interessen yon Produzenten und Anbietern erfolgen, die 

zugleich die Entscheidungen der einzelnen Arbeitskollektive mit gesamt­

gesellschaftlichen Interessen zurückko~peln wJrde. Obwohl aus einer Viel­

zahl von Gründen eine derartige Rückkopplung nie vollkommen funktionie­

ren kann, ist sie doch, soweit als möglich, auch deswegen anzustreben, 
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weil sie für die Belegschaft jedes Betriebes einen möglichst weiten 

Raum für selbstbestimmte Entscheidungen übrigläßt. 

These 4: 

Verschiedene Formen von Marktunvollkommenheiten erfordern indes eine 

Ergänzung der Marktkoordination partizipativer Entscheidungen in den 

einzelnen produzierenden Einheiten durch andere Koordlnationsverfah­

ren: 

a) Die ProduktiOn dffentlicher Güter wie auch andere gesamtgesell­

schaftliche Erfordernisse und/oder Zielsetzungen erfordern einen 

Bereich staatlicher Aktivität, indem an die Stelle marktmäßiger 

Koordination Formen direkter und indirekter Partizipation im po­

litischen Prozeß treten müssen. Eine Gesellschaft, die wesent-

lich durch partizipative Beziehungen im Unternehmensbereich ge­

kennzeichnet ist, bildet für wirklich demokratische Planungsver­

fahren im öffentlichen Bereich bessere Chancen als hierarchisier­

te Gesellschaften kapitalistischen oder staatssozialistischen Typs. 

These 5: 

Gegen Allokationsstörungen aufgrund erheblicher Marktmacht großer Unter­

nehmen, die sich auch dann zum Schaden der Gesellschaft auswirkt, wenn 

die Arbeiter an den Entscheidungen beteiligt sind, gibt es keine einfa­

chen Lösungen; hier ist jedoch ein weiter Bereich Tür aktive Wettbe­

werbspolitik einerseits und andererseits eine demokratische Kontrolle 

dieser Monopolmacht zu sehen. 

These 6: 

Entgegen den Absichten ihrer Befürworter sind Investitionskontrollen 

i~ allgemeinen kein geeignetes Mittel, die Ziele eines demokratischen 

Sozialismus zu erreichen: Es besteht die Gefahr, daß eine, auch demokra­

tisch konzipierte, Investitionslenkung entweder zu einem traditionellen 

Investitionskartell degeneriert, das aus der Beteiligung von Staat und 

Gewerkschaft nur zusätzliche Legitimation bezieht und schwerer abzu­

schaffen wäre, in ein Kartell also, das zu Lasten der Konsumenten und 
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somit insbesondere der Arbeiter geht; auf der anderen Seite können sich 

immanente Tendenzen zu einer Bürokrc1tisierung und Zentrdlisierung einer 

ursprUnglieh demokratlsch konzipIerten Investitionslenkung er~eben, die 

ihrerseits in sich die Gefanr birgt, jie Arbelter von Entscneidunsen aus­

zuschließen und sie mit einer "neuen Klasse" unternehmensexterner ßUro­

kraten zu konfrontieren. 

These 7: 

Wenn es auch zutreffend ist, daß Unternehmensplanungen großer Konzerne 

(auch unter Entscheidungsbeteili~ung der Arbeltnehmer) zu Instabilit~­

ten fuhren kann, so ist damlt noch nlcht gesagt, daß eine staatlicne ge­

samtgesellschaftliche Planung notwendig derartige Instabilitaten korri­

gieren ~lrd. Es besteht aUCh die Gefdhr, daß slch durCh die Planungen 

von Unternehmens- und Staatsbürokratien die Instabilitaten wechselsei­

tig kumulieren. Staatliche Planung als "Gegenmacht" zur Planung der 

großen Unternehmen sollte daher, wenn möglich, in der Form staatlicher 

Rahmensetzungen und indirekter Eingriffe erfolgen; darüber hinaus müß­

ten wettbewerbspolitische Maßnahmen ergriffen werden, solche Großun­

ternehmen aufzuteilen, deren Größe nicht auf technologischen Vorteilen 

(z. B. abnehmende Skalenerträge) beruht, sondern auf dem Gebrauch wirt­

schaftlicher und/oder politischer Macht. 

These 8: 

Der Grundgedanke marktwirtschaftlicher Arbeiterselbstverwaltung besteht 

darin, soziale und wirtschaftliche Ungleichheiten, die in den westli­

chen Industrieländern staatliche korrigierende Eingriffe immer wieder 

notwendig macht, möglichst an der Wurzel - im Produktionsprozeß -

anzugehen und so die Notwendigkeiten zu staatlichen Interventionen und 

gesamtgesellschaftlicher Planung zu verringern, anstatt sie zu vergrö­

ßern. Wo dies nicht machbar ist, muß über einen funktionierenden poli­

tischen Proze5 und die unmittelbare ßeteiligun~ der Betroffenen auf 

den verschiedenen Ebenen daraufhin gewirkt werden, daß sich nicht staat­

liche Instanzen und Planungsprozeduren gegenüber der Bevölkerung ver­
selbständigen. 


